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Tagesthemen

Abrechnung mit der
AfD im Bundestag

Tagesthemen

Streit in den Bistümern
Köln und Aachen

Der Weihnachtsbaum für das Kanzleramt kommt in diesem Jahr aus Hessen
Der Weihnachtsbaum für den Ehrenhof des Bundeskanzleramts ist in
Hessen gefällt und abtransportiert worden. Die ausgewählte Rotfichte
ist nach Angaben des Hessischen Waldbesitzerverbands 70 Jahre alt
und 25 Meter hoch. Die oberen 16 Meter des Nadelbaums sollen das

Kanzleramt in der Weihnachtszeit schmücken. Am Samstag sollte der
Baum in Berlin ankommen. Dann muss er nur noch durch das 3,40
Meter hohe Tor des Kanzleramts passen. Die Herkunft des Baumes
wechselt jedes Jahr nach einem abgestimmten Kalender. Foto: dpa

-fpl/lnw- Münster/Düsseldorf.
Der Zustand des Waldes in
NRW hat sich weiter ver-
schlechtert. Der Anteil der
Bäume mit deutlich lichte-
rer Krone sei gegenüber
dem Vorjahr von 42 auf 44
Prozent gestiegen, erklärte
NRW-Umweltministerin
Ursula Heinen-Esser bei der
Vorstellung des Waldzu-
standsberichts. Das sei der
höchste Wert seit Beginn
der Erhebung im Jahr 1984.
Die Politikerin kündigte ein
Konzept zur Wiederbewal-
dung an. Heimische Baumar-
ten sollen dabei den Kern
der künftigen Mischwälder
bilden und auf den Flächen
angesiedelt werden, die seit
2018 durch Stürme, Dürre

Schäden ist zwar von 19 auf
23 Prozent gewachsen,
gleichwohl sei die Zunahme
der schweren Kronenschä-
den in den heimischen Wäl-
dern „ein deutliches Indiz
für den besorgniserregen-
den Zustand des Waldes“.
Großflächige Schäden seien
vor allem bei der Fichte zu
beobachten, die aufgrund
ihres flachen Wurzelsystems
seit drei Jahren unter per-
manentem Wassermangel
leidet. „Wir müssen feststel-
len, dass der Klimawandel
schneller ist, als stabile
Mischwälder entstehen. Und
daher müssen wir gegen-
steuern. Nadelholz-Mono-
kulturen haben keine Zu-
kunft“, sagte die Ministerin.

und den Befall von Borken-
käfern entstanden sind. Vor
allem im Münster- und
Sauerland sind die entstan-
denen Schäden enorm.
Der Anteil der Bäume ohne

Vor allem die Fichte ist vielerorts
abgestorben. Foto: Oliver Berg/dpa

NRW stellt Waldschadensbericht 2020 vor

„Der Klimawandel ist schneller“

Berlin/Düsseldorf (dpa).
23 648 neue Corona-Infek-
tionen binnen 24 Stunden –
obwohl sich Deutschland
seit fast drei Wochen im
Teil-Lockdown befindet, gab
es am Freitag einen Rekord-
wert bei den Neuinfektio-
nen. NRW-Ministerpräsident
Armin Laschet sieht daher
die Zeit gekommen, die Co-
rona-Regeln erneut zu ver-
schärfen. Unterdessen
schürt Bundeskanzlerin An-
gela Merkel Hoffnungen,
dass noch in diesem Jahr die
Impfungen in Deutschland
beginnen.

Laschet (CDU) will nächste
Woche bei den Bund-Län-
der-Gesprächen zur Corona-
Krise für scharfe Kontaktbe-
schränkungen werben. „Eine
Familie darf sich dann nur
noch mit zwei weiteren Per-
sonen aus einem anderen
Hausstand treffen“, sagte
Laschet der „Stuttgarter Zei-
tung“ und den „Stuttgarter
Nachrichten“. Das sei sein
Vorschlag für die Minister-
präsidentenkonferenz mit
der Bundeskanzlerin. Aus
den Erfahrungen zu Beginn
der Corona-Krise im Früh-
jahr sei bekannt, dass das

Prinzip wirke. Damals habe
die Mobilität der Menschen
stark abgenommen und die
Infektionsdynamik ebenso.
„Wenden wir dieses Prinzip
konsequent an, können Be-
schränkungen für Gastrono-
mie oder Kultur mittelfristig
zurückgenommen werden,
wenn die Infektionszahlen
weiter sinken.“ Auch in
Nordrhein-Westfalen sind
die Infektionszahlen trotz
des Lockdowns weiter hoch.
Indes haben Bundeskanz-

lerin Angela Merkel (CDU)
und EU-Kommissionschefin
Ursula von der Leyen große

Mainz (dpa). Das Mainzer
Unternehmen Biontech und
der US-Pharmariese Pfizer
haben eine Notfallzulassung
bei der US-Arzneimittelbe-
hörde FDA für ihren Corona-
Impfstoff beantragt. Die Lie-
ferung des Impfstoffs na-
mens BNT162b2 könnte Ende

dieses Jahres beginnen, sollte
es eine Genehmigung geben.
Biontech und Pfizer sind die
ersten westlichen Hersteller,
die vielversprechende Stu-
dienergebnisse veröffentlicht
haben und eine Notfallzulas-
sung bei der FDA beantragen
wollen.

Zuvor hatten die Unter-
nehmen bekanntgegeben,
dass die Impfung einen 95-
prozentigen Schutz vor Co-
vid-19 biete. Das Vakzin
funktioniere über alle Alters-
gruppen hinweg ähnlich gut
und zeige praktisch keine
ernsten Nebenwirkungen.

Berlin (dpa). Auch im nächs-
ten Jahr bekommen Beschäf-
tigte, die länger als drei Mo-
nate in Kurzarbeit sind, ein
erhöhtes Kurzarbeitergeld.
Der Bundestag hat gestern
die Sonderregelung in der
Corona-Krise bis Ende
nächsten Jahres verlängert.
Das Gesetz zur Beschäfti-
gungssicherung muss ab-
schließend noch durch den
Bundesrat. Die Regelung
sieht vor, dass Kurzarbeiter-
geld auch weiterhin ab dem
vierten Bezugsmonat von
seiner üblichen Höhe, näm-
lich 60 Prozent des Lohns,
auf 70 Prozent erhöht wird -
für Berufstätige mit Kindern
von 67 auf 77 Prozent. Ab
dem siebten Monat in Kurz-
arbeit soll es weiter 80 be-
ziehungsweise 87 Prozent
des Lohns geben. Die Be-
stimmungen sollten ur-
sprünglich zum Jahresende
auslaufen. Die Regierung
geht noch nicht von einer
Entspannung der Situation
aus.| Kommentar, Wirtschaft

Regel für
Kurzarbeit
verlängert

Die FDA muss den Antrag
prüfen. Wie lange das dauert,
ist unklar. US-Experten zeig-
ten sich zuversichtlich, dass
es noch vor Jahresende ein
Ergebnis der Prüfung geben
könnte. Nach einer Zulas-
sung sollen die vorhandenen
Dosen „fair“ verteilt werden.

Biontech und Pfizer beantragen US-Notzulassung

Hoffnungen auf eine schnel-
le Zulassung eines Corona-
Impfstoffes gemacht. Merkel
rechnet schon im Dezember
oder „sehr schnell nach der
Jahreswende“ mit der Zulas-
sung eines Corona-Impfstof-
fes in Europa, wie sie nach
Video-Beratungen der EU-
Staats- und Regierungschefs
sagte. Zudem wollen die EU-
Staaten gemeinsame Stan-
dards für die schnellen Anti-
gen-Tests festlegen und sich
bei der Handhabe der Coro-
na-Maßnahmen um die
Weihnachtsfeiertage abstim-
men.

Corona: NRW-Ministerpräsident fordert, private Kontakte noch stärker einzuschränken

Laschet will strengere Regeln
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Verpasste Gelegenheit
Bundestag verlängert Kurzarbeitergeld

Kommentar 

Von Stefan Vetter

Vor dem Virus sind alle gleich, heißt 
es immer. Aber das stimmt so nicht. 
Denn die Coronakrise treibt die so-

ziale Spaltung voran. Gerade erst kam ei-
ne Untersuchung zu dem Schluss, dass die 
Schere zwischen hohen und niedrigen Ein-
kommen aktuell immer weiter auseinan-
dergeht. Um Jobs zu erhalten und Einkom-
menseinbußen abzumildern, hat die Bun-
desregierung das Kurzarbeitergeld erhöht 
und die Hürden für seinen Bezug gesenkt. Und der Bundestag 
hat diese Maßnahmen nun sogar bis Ende 2021 verlängert. Das 
hilft zweifellos, Entlassungen zu vermeiden. Andere Länder ko-
pieren deshalb bereits das deutsche Modell. Die Kluft zwischen 
ärmeren und reicheren Bevölkerungsschichten wird sich durch 
das verbesserte Kurzarbeitergeld aber nicht verkleinern. Dazu 
fehlt es an der sozialen Zielgenauigkeit.
 
Wer in Kurzarbeit ist, bekommt je nach Dauer bis zu 87 Pro-
zent des Lohnausfalls vom Staat ersetzt.  Dabei spielt es aller-
dings keine Rolle, ob Betroffene in gut bezahlten Industriejobs 
oder mäßig bis mies vergüteten Dienstleistungsberufen ar-
beiten. Hinzu kommt, dass die meisten tarifgebundenen Un-
ternehmen bei wirtschaftlichen Engpässen das Kurzarbeiter-
geld für ihre Mitarbeiter schon vor der Krise selbst aufgestockt 
haben, die allermeisten Betriebe ohne Tarifbindung dage-
gen nicht. Auch dieser Unterschied bleibt erhalten. Nicht we-
nige Beschäftigte kommen dadurch im besten Fall nahezu oh-
ne Einkommensverluste weg, während die Bezüge für ande-
re schon vor Corona kaum zum Leben  reichten und jetzt noch 
geringer sind.
 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat das Kurzarbeiter-
geld selbst als „sehr, sehr, teuer“  bezeichnet. Eine Konsequenz 
wäre gewesen, die finanzielle Aufstockung nach der Höhe der 
Einkommen zu differenzieren. Wer vergleichsweise viel hat, 
bekommt vom Staat prozentual weniger dazu, wer weniger 
verdient, mehr. Der Beschluss zur Verlängerung des Kurzar-
beitergeldes hätte eine gute Gelegenheit für eine ergänzende 
Regelung geboten. Sie wurde vertan. 

Solingen

Familie Mustermann zahlt 9 Euro mehr

Beim Müll steigen die Gebühren um 2,13 Prozent. Foto: cb

Die Gebühren für Müll, Straßenreinigung, Winterdienst, Was-
ser und Abwasser steigen für das kommende Jahr umweniger
als ein Prozent – Erhöhungen in einigenBereichenwerden von
Senkungen in anderen ausgeglichen. Für eine vierköpfige
Familie ergibt sich eine Jahresgebühr von 1021,92 Euro. | S. 15

Kette startet in die
Weihnachtsaktion
Die Kette der helfenden
Hände, die Wohltätigkeitsak-
tion des Solinger Tageblatts,
startet wieder in die Weih-
nachtsaktion. Spenden sollen
bedürftige Menschen in
Solingen zuWeihnachten
unterstützen. | S. 15

Fitnessstudios
hoffen auf Öffnung
Der Lockdown trifft die
Betreiber von Fitnessstudios
nun schon zum zweiten Mal.
Ob die Sportstätten im
Dezember wieder öffnen kön-
nen, ist ungewiss. Betreiber
wünschensicheinUmdenken
in der Politik. | S. 16

Das Wetter
heute

9°
bewölkt

Heute mit

9Seiten
Solingen

Mittwoch, 25. November 2020
NR. 276 RMS08 MÜNSTER

Düsseldorf (lnw). Der CDU-
Vorsitzkandidat Armin La-
schet wirbt bei seiner Partei
für einen Kurs des Zusam-
menhalts. „Ein polarisieren-
der Parteichef oder Kanzler
wäre falsch in dieser Situa-
tion“, sagte der nordrhein-
westfälische Ministerpräsi-
dent in Interviews. „Ein
polarisierender Ton würde
uns als Union nicht gerecht.
Er würde uns schaden.“ Das
Land brauche jetzt „Zusam-
menhalt, nicht Spaltung
oder Streit“. Laschet tritt bei
der Wahl zum CDU-Vorsitz
gegen Friedrich Merz und
den Außenpolitiker Norbert
Röttgen an.

Laschet will
Parteichef des
Ausgleichs

Düsseldorf (dpa). Vier Dienst-
stellen der NRW-Polizei sol-
len ab Anfang 2021 in einem
Pilotprojekt mit Tasern aus-
gestattet werden. Sie sollen
das neueste Modell der Fir-
ma Axon („Taser 7“) bekom-
men, um es im polizeilichen
Alltag auszuprobieren. Das
Projekt wird bis zum März
2022 laufen. Danach soll ge-
prüft werden, ob „Distanz-
elektroimpulsgeräte“ flächen-
deckend eingesetzt werden.
hat. Laut einem Bericht des
Innenministeriums würden
die Kosten für eine flächen-
deckende Ausrüstung bei 57
bis 61 Millionen Euro für
fünf Jahre liegen.

NRW-Polizei
testet Taser
Anfang 2021
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